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Sollte es der CSU trotz anderslautender Prognosen gelingen, die absolute Mehrheit in Bayern zu
verteidigen – wovon derzeit nicht auszugehen ist -, würde dies auch bundesweit den Rechtsschwenk
weiter befeuern. Aber selbst in einer Koalitionsregierung – in welcher auch immer – wird die CSU
ihren bundespolitischen Einfluss geltend machen.

Nicht nur in der Bundesregierung wird sich Innenminister Seehofer (CSU) weiterhin als Garant für
„Sicherheit“ durch geschlossene Grenzen aufspielen und auch an Abschiebungen festhalten. Auch in
anderen – vor allem den unionsregierten – Bundesländern muss mit Maßnahmen gerechnet werden,
die verstärkte Repression ermöglichen. So ist zwar die Verschärfung des bayerischen
Polizeiaufgabengesetzes (PAG) die erste und härteste ihrer Art. Andere Länder wie NRW und
Sachsen – die auch CDU-regiert sind – ziehen jedoch bereits nach.

Gerade von der CSU in Bayern und von ihrem Innenminister Horst Seehofer wird immer wieder die
Debatte um die angeblich zu vielen Flüchtlinge, die unseren armen „Sozialstaat“ zusätzlich belasten,
angeheizt und liefert den Vorwand, die angeblich daraus resultierende terroristische Gefahr mit
einem neuen Polizeiaufgabengesetz bekämpfen zu können. Dieses wurde in einem Hauruckverfahren
durch den Landtag gepeitscht. Ein PAG, von dem sogar liberale JuristInnen sagen, dass dieses die
Grundrechte eines/r jeden BürgerIn dermaßen einschränkt, wie es die Bundesrepublik seit ihrer
Existenz noch nicht erlebt hat. Dieses Gesetz diente wiederum den anderen CDU-geführten
Bundesländern als Muster. Weitere werden nachziehen.

Konflikte und Prognosen

Momentan sieht es allerdings eher nach einem Debakel für die CSU aus, kommt sie bisher laut
Umfragen „nur“ auf 37 %. Doch auch im Falle erheblicher Stimmenverluste bleibt zu erwarten, dass
sich die CSU weiterhin an der AfD orientieren und deren Forderungen soweit wie möglich in die Tat
umsetzen wird.

Aber die derzeitigen Umfrageergebnisse zeigen gerade, dass die maßlose Verschärfung des PAG und
die Grundrechtseinschränkungen auch den Widerstand und die Empörung breitester
Bevölkerungsteile provozieren: Die Demonstration gegen das neue PAG vom 10. Mai mit ca. 50.000
TeilnehmerInnen, die ein breites Spektrum umfasste, war eine der größten seit Jahren in Bayern.
Auch die Demo #ausgehetzt gegen den massiven Rechtsruck in der Gesellschaft und gegen
Grundrechtseinschränkungen am 22. Juli – gerade mal einen Monat später – mit wiederum ca.
40.000 Menschen zeigt, dass in breiten Schichten – auch gerade bei CSU-AnhängerInnen – ein tiefes
Misstrauen in die Politik des neuen Ministerpräsidenten Söder herrscht.

Aber auch Seehofer ist in der CSU nicht unumstritten. Risse über den zukünftigen Kurs – auch und
gerade in der Flüchtlingspolitik – tun sich auf. Ein Indiz dafür ist, dass einige Vorsitzende in CSU-
Bastionen Oberbayerns aufgrund der Flüchtlingspolitik von Seehofer und vor allem seiner
Vorgehensweise zurückgetreten sind.

Dass die CSU – wenn sie auch eine sogenannte Regionalpartei ist – ein großes „Wörtchen“ im Bund
mitzureden hat, zeigt die ganze Debatte um die „richtige“ Flüchtlingspolitik. Schon vor der
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Sommerpause geriet Merkels CDU unter Druck und Seehofer stellte ein Ultimatum nach dem
anderen, um zu zeigen, dass an der CSU kein Weg vorbeiführt. Die SPD verhielt sich wahlweise
passiv oder opportunistisch, keinesfalls kritisch oder kompromisslos in dieser Auseinandersetzung.
Dabei sind die Grundrechtseinschränkungen und Erweiterungen polizeilicher Befugnisse nur ein
Baustein im allgemeinen Rechtsruck der CSU in Bayern.

Die Landes-SPD war zwar in den Bündnissen gegen die Verschärfung des PAG dabei und hat auch
RednerInnen auf den Demonstrationen gestellt, aber auf die drängenden Themen auch oder gerade
im „reichen“ Bayern und in München wie steigende Mieten, Altersarmut und vor allem den Mangel
an Pflegepersonal gaben sie keine Antwort. Folglich kann die Sozialdemokratie von der Krise der
CSU nicht profitieren. Die bisherigen Wahlprognosen bestätigen dies: In aktuellen Umfragen liegt
die SPD mit 12 % sogar hinter der AfD (13 %)!!

Auch DIE LINKE ist nur wenig in der Lage, aus dem Debakel der CSU Profit zu schlagen. Sie liegt in
den Umfragen bei 4 % und könnte abermals an der undemokratischen Sperrklausel scheitern und
nicht in den Landtag einziehen. Dies obwohl sie und ihre Jugendorganisation [’solid] an den
Bündnissen gegen AfD aktiv – aktiver als die SPD – beteiligt waren. Dies auch, obwohl sie z. B. das
bayerische Volksbegehren gegen Pflegenotstand (unsere Kritik am Volksbegehren ist in unserer
Frauenzeitung „Fight“ unter „Druck machen muss anders gehen“! nachzulesen) – initiiert hat und
aktiv vorantreibt. Die einzigen Parteien, die in der Lage sind, von der Wahlschlappe der CSU zu
profitieren, sind die AfD und teilweise auch DIE GRÜNEN mit 17 %. Die AfD wird mit Sicherheit in
den Landtag einziehen und zu befürchten ist, dass sie vor der SPD zur drittstärksten Partei in
Bayern anwachsen könnte.

Themen

Themen gäbe es viele, mit denen sowohl die SPD als auch DIE LINKE gerade bei den Arbeitslosen
und sozial Schwachen, aber auch beim Großteil der arbeitenden Bevölkerung in Bayern punkten
könnten: preiswerte Mieten, ausreichend Pflegepersonal, Schutz gegen Altersarmut, ausreichend
LehrerInnen, Jugendfreizeiteinrichtungen etc…

Um nur ein Beispiel herauszunehmen: Am 15. September wird eine Demonstration gegen die
horrenden Mieten in München stattfinden, die von Mieterselbstorganisationen initiiert wurde. Diese
wird sicherlich wieder die 10.000er-Marke überschreiten. Anstatt sich an die Spitze dieser
Bewegung zu setzen und effektiv gegen Mietspekulation, die mit ein Grund für die exorbitanten
Mieten in München ist, für einen bedarfsgerechten Ausbau des sozialen Wohnungsbaus im Bund, für
eine effektive Mietpreisbindung zu kämpfen, kommt ein „Reförmchen“ von SPD-Oberbürgermeister
Dieter Reiter. Dieses beinhaltet z. B., dass die soziale Zusammensetzung eines Stadtteils nicht durch
Luxussanierungen auseinandergerissen werden darf. Noch schwerer wiegt, dass Reiter nach einem
Protest von GrundstückseigentümerInnen gegen eine geplante städtebauliche Maßnahme im
Münchner Norden, die auch die Möglichkeit von Enteignung vorsah, wenn sich diese gegen das
Vorhaben der Stadt sträuben sollten, auf deren Durchsetzung verzichtet hat. So macht man sich
natürlich gerade bei dem Bevölkerungsteil, der auf preiswerte Wohnungen angewiesen ist, keinen
guten Namen.

Aber auch von der Partei DIE LINKE, die viele richtige Forderungen in ihrem Wahlprogramm hat –
wie z. B. Beschlagnahme von Wohnraum, der aus Spekulationsgründen leer steht -, ist in dieser
Frage nicht viel zu sehen. Und es gibt im Programm auch keine klare Vorstellung, wie dies
durchzusetzen wäre im Falle des Widerstands von VermieterInnen und SpekulantInnen – was real
passieren wird, wie am Beispiel oben geschildert. So bleibt diese Forderung in den Augen vieler – zu
Recht – reiner Wunschtraum und ein bloßes Wahlversprechen.



Wahltaktik

Trotzdem rufen wir in den bayerischen Landtagswahlen zur Wahl der Partei DIE LINKE auf. Nicht
weil wir der Meinung sind, dass das Wahlprogramm die Lösung aller Probleme in Bayern darstellt,
trotz vieler richtiger Forderungen, die wir auch als RevolutionärInnen unterstützen können. Sondern
erstens, weil in der derzeitigen Konstellation jede Stimme für DIE LINKE eine Ablehnung der
aktuellen Angriffe auf die arbeitende Bevölkerung, auf die Jugend, auf die RentnerInnen,
Arbeitslosen und ImmigrantInnen und gegen die AfD und den allgemeinen Rechtsrutsch darstellt.
Genau aus diesem Grund sehen zweitens gerade viele Jugendliche und die bewusstesten Teile aus
der ArbeiterInnenklasse nur in der Wahl von DIE LINKE die Möglichkeit, auf Wahlebene ihren
Protest zum Ausdruck zu bringen. Wir als RevolutionärInnen teilen diese Illusion nicht, deswegen
fordern wir DIE LINKE dazu auf, konsequent für ihre Forderungen auf der Straße zu mobilisieren
und in den Gewerkschaften den Kampf dafür zu führen. Das ist die beste Möglichkeit zu überprüfen,
ob das Programm nur ein leeres Wahlversprechen ist oder Ausgangspunkt für einen Kampf gegen
neoliberale Politik und Rechtsrutsch. Daher ist es notwendig, nicht nur DIE LINKE zu wählen und zu
hoffen, dass sie ihr Programm wahrmacht, sondern für die Verteidigung der Arbeits- und
Lebensbedingungen gemeinsam den Kampf aufzunehmen.

 


